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1. Mindestlöhne 
nicht unter 
7,50� 

� durch eine 
Bundesratsinitiati-
ve 
� durch die Aus-

weitung des Ent-
sendegesetzes 
� durch die Ein-

haltung von Min-
destlöhnen im ei-
genen Bereich des 
Landes 

- keine Erwähnung 
eines Mindestlohns 
- Niedersachsen-
Kombi (26f.) 
 

- Initiativen für einen 
gesetzlichen Mindest-
lohn von mindestens 
7,50 � auch im Bun-
desrat unterstützen 
- Arbeitnehmerentsen-
degesetz auf alle Wirt-
schaftsbereiche aus-
dehnen (24) 
 

- keine Erwähnung 
eines Mindestlohns 
- will Tarifverträge, die 
die Wettbewerbsfä-
higkeit der Unterneh-
men nicht gefährden 
(1) 
- will Flexibilisierung 
der Flächentarifver-
träge (1) 
- für Deregulierung 
des Arbeitsmarktes 
(2) 
 

- ein Vollzeitarbeits-
platz muss einen ar-
mutsfesten Lohn er-
wirtschaften, deshalb 
Einsatz für einen Min-
destlohn, der eine 
gesetzliche Unter-
grenze festlegt, so 
dass in einzelnen 
Branchen und Regio-
nen höhere Mindest-
löhne festgesetzt 
werden können (43) 
 

- fordert einen gesetz-
lichen Mindestlohn in 
Höhe von 8 � (10f) 
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2. Vergabegesetz 
für öffentliche 
Aufträge, das 
die Einhaltung 
von Tariflöhnen, 
von Sozial- und 
Umweltstan-
dards und die 
Bereitstellung 
von Ausbil-
dungsplätzen 
sicherstellt 

 

- wird nicht erwähnt 
 

- Erneuerung und 
Stärkung des Landes-
vergabegesetzes, ver-
bindliche Mindest-
standards zum Kriteri-
um für die Vergabe 
öffentlicher Aufträge 
machen (24) 
 

- allgemein für Ent-
schlackung der Ver-
gabeverfahren (4) 
 

- Landesvergabege-
setz ausweiten und 
verschärfen; Einhal-
tung von branchenbe-
stimmenden Tarifver-
trägen für öffentliche 
Aufträge garantieren. 
ÖPNV wieder mit ein-
beziehen; Schwellen-
werte senken (43) 

- Änderung des Ver-
gabegesetzes: Zu-
schläge werden nur 
an Unternehmen ge-
geben, die nach Tarif 
bezahlen, Auszubil-
dende einstellen, 
Frauenförderung be-
achten und das Be-
triebsverfassungsge-
setz sowie ökologi-
sche Standards ein-
halten (11) 
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3. Sofortprogramm 
für 4.000 zusätz-
liche Ausbil-
dungsplätze 

- Umlagefinanzie-
rung zur Stärkung 
der dualen Ausbil-
dung 

- Betriebe sollen moti-
viert werden, alterna-
tive Ausbildungsberu-
fe und zusätzliche 
Ausbildungsplätze zu 
schaffen (14) 
- Niedersächsischen 
Pakt für Ausbildung 
fortsetzen (25) 

- „Recht auf Ausbil-
dung“ (25) 
- Schaffung von 
10.000 vollzeitschuli-
schen Ausbildungs-
plätzen mit Kammer-
abschluss (25) 
- Ausbildungsplatzof-
fensive gemeinsam 
mit den Gewerkschaf-
ten und der Wirtschaft 
(25) 

- Ausbildungspakt ist 
Erfolg (1) 
 

- statt Warteschleifen 
Qualifikationsmodule 
anbieten, die zu auf 
die Berufsausbildung 
anrechenbaren und 
von den Kammern 
und Betrieben aner-
kannten Teilqualifika-
tionen führen (33) 
- Einführung einer 
Ausbildungsumlage 
(34) 

- Recht auf Ausbil-
dung ins Grundgesetz 
(18) 
- alle Betriebe mit 
mehr als 10 Beschäf-
tigten werden ver-
pflichtet, Ausbil-
dungsplätze zur Ver-
fügung zu stellen (22) 
- wer nicht ausbildet, 
zahlt eine Ausbil-
dungsabgabe, die den 
Betrieben zufließt, die 
ihre Ausbildungsver-
pflichtungen erfüllen ( 
22) 
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4. Rechtsanspruch 
auf einen kos-
tenfreien Krip-
penplatz für 
Kinder unter 3 
Jahren 

- mittelfristige Kos-
tenfreiheit der daran 
anschließenden 
Betreuung in KITAs 
- Kinder und Ju-
gendliche sollen bis 
Klasse 10 gemein-
sam lernen und in-
dividuell gefördert 
werden 
- Lernmittelfreiheit 
- Abschaffung der 
Studiengebühren 

- alle 3 Kindergarten-
jahre beitragsfrei (9) 
- Beibehaltung und 
Stärkung des geglie-
derten Schulsystems 
(10) 
- individuelle Förde-
rung der Schüler (10) 
- keine Erhöhung der 
Studienbeiträge (14) 
 

- ab 2010 Rechtsan-
spruch auf einen Krip-
penplatz, langfristig 
soll die Betreuung der 
unter Dreijährigen kos-
tenfrei sein (31) 
- Beitragsfreiheit für 
die gesamte Zeit des 
Kindergartenbesuchs 
einführen (31) 
- Aufnahme der „Ge-
meinsamen Schule“ 
als Regelschule ins 
Niedersächsische 
Schulgesetz, Förde-
rung der individuellen 
Schülerpersönlichkeit 
(32-34) 
- Wiederherstellung 
der Lernmittelfreiheit 
(33) 
- Abschaffung der 
Studiengebühren für 
das Erststudium und 
Erhöhung des BAFÖG 
(28) 

- Ausbau bedarfsge-
rechter, differenzier-
ter, flexibler und ver-
lässlicher Betreu-
ungsangebote für alle 
Altersgruppen, Finan-
zierung über ein Gut-
scheinmodell (23, 
25f.) 
- letztes Kindergarten-
jahr beitragsfrei (25) 
- gegliedertes Schul-
system: ein bega-
bungsgerechtes, diffe-
renziertes, vielfältiges 
und leistungsorientier-
tes Schulwesen (15) 
- bessere Durchläs-
sigkeit und Wechsel-
möglichkeiten zwi-
schen den Schulfor-
men (16) 
- Studienbeiträge sol-
len in voller Höhe zur 
Verbesserung der 
Studienbedingungen 
eingesetzt werden 
(13) 

- Rechtsanspruch auf 
einen Ganztags-
Kitaplatz ab dem voll-
endeten ersten Le-
bensjahr (29) 
- individuelle Förde-
rung der Kinder in der 
Schule, kein Aussor-
tieren (30) 
- „Neue Schule“: 
neunjährige gemein-
same Schule (30) 
- Lernmittelfreiheit für 
Kinder von Sozialhilfe- 
und Hartz IV-
Empfängern (44) 
- gebührenfreies Erst-
studium und Erhö-
hung des BAFÖG (36) 

- Rechtsanspruch auf 
einen Kindergarten-
platz muss tatsächlich 
und wohnortnah ein-
gelöst werden (19) 
- Kindergartenplätze 
sind gebührenfrei und 
ganztägig zur Verfü-
gung zu stellen (19) 
- Kinderkrippenplätze 
entsprechend Nach-
frage gebührenfrei zur 
Verfügung stellen (19) 
- Integrierte Gesamt-
schule verbindlich für 
alle bis zur 10. Klasse 
(20) 
- individuelle Förde-
rung (20f) 
- Wiedereinführung 
der Lernmittelfreiheit 
(21) 
- Rücknahme der Ein-
führung der Studien-
gebühren (23) 
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5. Ausbau der Wei-
terbildungsmöglich-
keiten der Beschäf-
tigten 
- Förderung von Er-
wachsenenbildung 
und politischer Bil-
dung 

- Vernetzung und Er-
weiterung der Er-
wachsenen- und Wei-
terbildung (16) 
- Förderung politi-
scher Bildungsarbeit 
(17) 
- unter dem Motto 
„Qualifizierung – ein 
Leben lang“ soll in 
Abstimmung mit den 
Gewerkschaften und 
den Arbeitgebern eine 
Qualifizierungsoffen-
sive für Arbeitnehmer 
ins Leben gerufen 
werden, die eine stete 
Weiterbildung der 
Mitarbeiter in den Be-
trieben ermöglicht 
(17) 
-„Pakt für Qualifizie-
rung“, „Qualifizie-
rungsgipfel für erfah-
rene Beschäftigte“ 
u.a. zusammen mit 
dem DGB (25) 

- Ausbau der Qualifi-
kations- und Weiterbil-
dungsmöglichkeiten 
der Beschäftigten, in 
den mittelständischen 
Unternehmen und für 
ältere Arbeitnehmer, 
(21) 
- gemeinsam mit den 
Betrieben und Ge-
werkschaften dafür 
sorgen, dass lebens-
langes Lernen selbst-
verständlich wird und 
entsprechende Ange-
bote vorhanden sind 
(16, 21) 
- Ausbau der Erwach-
senenbildung, auch für 
neue Zielgruppen (36) 
- Förderung der politi-
schen Bildung; Nach-
folgeeinrichtung für 
Landeszentrale politi-
sche Bildung (36) 
- neue Formen Bil-
dungsurlaub entwi-
ckeln und stärken (36) 
 

- Unterstützung von 
Fort- und Weiterbil-
dung (2) 
- Stärkung des zwei-
ten Bildungsweges: 
jedem leistungsberei-
ten Bürger muss die 
Möglichkeit gegeben 
werden, stets eine 
weiterführende Quali-
fikation zu erreichen 
und Abschlüsse 
nachzuholen (20) 
- Weiterbildung für 
ältere Arbeitnehmer 
fördern (28) 
- Aus- und Fortbildung 
für Mitarbeiter der 
öffentlichen Verwal-
tung fördern (59) 

- akademische Wei-
terbildung und lebens-
langes Lernen an 
Hochschulen fördern 
(37) 
- Sicherstellung von 
flächendeckenden 
Weiterbildungsange-
boten ( 37) 
- Erwachsenenbildung 
soll sich künftig stär-
ker an bildungsferne 
Gruppen richten Aus-
bau der Angebote für 
den Zweiten Bil-
dungsweg und für 
MigrantInnen (37); 
- verstärkte Förderung 
politischer Bildung 
(37) 

- Recht auf Weiterbil-
dung (24) 
- Erhöhung der Lan-
deszuschüsse für die 
öffentlich anerkannten 
Einrichtungen der 
Erwachsenenbildung 
(24) 
- Sofortprogramm zur 
Erhöhung und Ver-
besserung des Ange-
bots für den zweiten 
Bildungsweg (24) 
- Ausbau und verbes-
serte Finanzierung 
des Bildungsurlaubs 
(24) 
- Wiederherstellung 
der Landeszentrale 
für Politische Bildung 
(24) 



DGB-Synopse zur Landtagswahl 2008 in Niedersachsen 

DGB-Bezirk Niedersachsen Bremen Sachsen-Anhalt 
Tina Kolbeck 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
Otto-Brenner-Straße 7 
30159 Hannover 
Telefon 0511-1260132 

7 

 
 
DGB-Forderungen 
 

 
CDU 

 
SPD 

 
FDP 

 
Die Grünen 

 
Die Linke 

6. 
- Das Land muss bei 
Investitionen und 
Beschaffungen Um-
weltschutz, Gute 
Arbeit und Fairen 
Handel in den Vor-
dergrund stellen 
- Ausbau der öffent-
lichen Daseinsvor-
sorge 
- Investitionen in 
den ÖPNV 

- Aufgeschlossenheit 
gegenüber Öffentlich-
Privaten-
Partnerschaften (7), 
z.B. im Bereich des 
Straßenbaus (28) 
- Ausbau privater An-
gebote im Bereich 
des Schienenverkehrs 
(27) 
- leistungsfähiger und 
effizienter ÖPNV, so-
lide Finanzausstat-
tung, Erhalt des 
schienengebundenen 
Personennahverkehrs 
in der Fläche (29) 

- Anforderungen an 
öffentliche Auftragge-
ber: Einhaltung von 
Tariflöhnen, Geltung 
deutscher Arbeits-
schutzbestimmungen, 
Einhaltung von Um-
weltvorschriften und 
Schaffung eines öko-
logischen Ausgleichs 
bei nicht zu vermei-
denden Umwelteingrif-
fen (18) 
- faire Konzepte der 
Öffentlich-Privaten 
Partnerschaft, z.B. bei 
Sanierungen (10) 
- Unterstützung von 
Bus und Bahn mit öf-
fentlichen Mitteln und 
Ausbau des öffentli-
chen Nahverkehrs (68) 

- verstärkt auf Öffent-
lich-Private-
Partnerschaften set-
zen (4) 
- mehr Wettbewerb 
auch bei sozialen 
Dienstleistungen (27) 
- Übertragung des 
Energiemanagements, 
der Abwasserbehand-
lung und Trinkwasser-
versorgung auf Private 
(37, 39) 
- Rückzug der Länder 
und Kommunen aus 
dem operativen Ab-
fallgeschäft (43) 
- in der Justiz nicht 
zwingend staatliche 
Aufgaben auf Private 
als beliehene Unter-
nehmer übertragen 
(49) 
- Verbesserungen des 
öffentlichen Perso-
nenverkehrs, wo aus-
reichend Nachfrage ist 
(7) 

- soziale und ökologi-
sche Standards bei 
der Produktion bei der 
gesamten öffentlichen 
Beschaffung zu wich-
tigen Kriterien ma-
chen (43) 
- klare Absage an 
Privatisierung der 
Kernbereiche der Da-
seinsvorsorge (65) 
- keine Privatisierung 
des Strafvollzugs (62) 
- Vorfahrt für Bus und 
Bahn; die Förderung 
des ÖPNV soll geziel-
ter auf die effizientes-
ten Angebote und die 
tatsächlichen Be-
darfsgruppen zuge-
schnitten werden (18) 
- Rücknahme der er-
folgten Einschränkun-
gen des ÖPNV-
Angebotes (18) 

- Ausweitung öffentli-
chen Eigentums (10) 
- keine Privatisierun-
gen öffentlicher Kran-
kenhäuser (7, 10, 35) 
- Verteidigung und 
Ausweitung der öf-
fentlichen Daseins-
vorsorge, dafür müs-
sen die öffentlichen 
Unternehmen gut und 
effektiv geführt wer-
den (12, 35) 
- Ablehnung Öffent-
lich-Privater-
Partnerschaften (12f) 
- Ausbau des ÖPNV 
zu einer echten Alter-
native zum Auto (29) 
- Entwicklung eines 
landesweiten Kon-
zepts für den schie-
nen- wie für den stra-
ßengebundenen 
ÖPNV (30) 
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7. Investitions- und 
Innovationspolitik 
müssen auf die Si-
cherung von Ar-
beitsplätzen ausge-
richtet sein 
� Förderung von 

Innovationen in klei-
nen und mittleren 
Betrieben 
� „Besser statt bil-

liger“ 

- Innovationen als 
Schlüssel zu neuer 
Arbeit in Mittelstand, 
Industrie und der mo-
dernen Ernährungs- 
und Landwirtschaft 
(18) 
- Innovations- und 
Forschungsförderung 
(18f.) 
- Arbeitsplätze im E-
nergiebereich sichern 
(32) 
- Innovationsfonds 
erhöhen (18) 
- Beratungsoffensive 
für Innovationen in 
kleinen und mittel-
ständischen Unter-
nehmen (18f.) 

- Lenkung der Kauf-
kraft des Staates auf 
innovative Produkte 
und Dienstleistungen 
(10) 
- Entwicklung einer 
strategischen Innova-
tionspolitik (11) 
- mehr Geld für For-
schung (11) 
- „Klimaschutzpakt 
Niedersachsen“: im 
Dialog mit den Ge-
werkschaften Schaf-
fung zukunftssicherer 
Arbeitsplätze im Ener-
giebereich (14) 
- Klimaschutz als 
Jobmotor (65) 
- Verbesserung der 
Innovationsmöglichkei-
ten der kleinen und 
mittleren Unternehmen 
(10) 
- „Besser statt billiger“ 
(10) 

- Verbesserung des 
Wissenstransfers zwi-
schen Hochschulen 
sowie Forschungsein-
richtungen und dem 
Handwerk bzw. den 
kleinen und mittleren 
Unternehmen, um 
mehr Ideen in Produk-
te und Verfahren um-
zusetzen und damit 
neue Arbeitsplätze zu 
schaffen (2) 
- Schaffung neuer 
Arbeitsplätze durch 
mehr Innovationen, 
neue Produkte und 
neue Produktionsver-
fahren (2) 
- „Stiftung Zukunfts- 
und Innovationsfonds“ 
zur Unterstützung 
kleiner und mittlerer 
Unternehmen (2f.) 
- Schaffung von Ar-
beitsplätzen durch 
eine innovative Um-
welttechnologie (34) 

- Klimaschutz schafft 
Arbeitsplätze; Investi-
tionen in regenerative 
Energien (11) 
- Beschäftigungspo-
tenziale im Bereich 
der Wärmedämmung 
und Gebäudesanie-
rung nutzen (12) 
- Wirtschaftsförderung 
auf kleine und mittlere 
Unternehmen kon-
zentrieren 

- Zukunftsinvestitions-
programm zur Schaf-
fung von Arbeitsplät-
zen (10) 
- Schaffung neuer 
Arbeitsplätze im Zu-
sammenhang mit dem 
Jade-Weser-Port, 
Verhinderung von 
Lohndumping (32) 
- Konzentration von 
Wirtschaftsförde-
rungsmitteln auf mit-
telständige Betriebe 
und Existenzgründer, 
Förderung der Zu-
sammenarbeit der 
kleinen und mittleren 
Unternehmen mit den 
Hochschulen und For-
schungseinrichtungen 
(11) 
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8. 
- Ausbau der be-
trieblichen Mitbe-
stimmung 
- Einrichtung eines 
landesweiten Wirt-
schafts- und Sozial-
ausschusses 

- nicht erwähnt - betriebliche Mitbe-
stimmung als notwen-
diger Garant einer 
Beschäftigung si-
chernden und -
fördernden Wirt-
schaftspolitik (24) 

- Kündigungsschutz 
soll durch flexiblere 
sozialverträgliche 
Systeme ersetzt wer-
den (2) 

- nicht erwähnt - Wirtschaftsdemokra-
tie: Mitbestimmungs-
rechte auf allen wirt-
schaftlichen Ebenen, 
Stärkung der Hand-
lungsfähigkeit der 
Gewerkschaften (9) 
- Projekt „Humanisie-
rung der Erwerbsar-
beit“ um Arbeitsbe-
dingungen besser zu 
gestalten (11) 
- Wirtschafts- und 
Sozialräte in Regio-
nen und im Land, Mit-
wirkung der Gewerk-
schaften (11) 
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9. 
- „Verhandeln statt 
Verordnen“ im Öf-
fentlichen Dienst 

- Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen 
durch Bürokratieab-
bau und Förderung 
von Eigeninitiative 
(54) 
- Beamte haben An-
spruch auf Teilhabe 
an der allgemeinen 
Einkommensentwick-
lung, finanzielle Frei-
räume im Landes-
haushalt sollen dazu 
genutzt werden (54) 
- für ein flexibles 
Dienstrecht, Reduzie-
rung der Anzahl der 
Laufbahnen (55) 

- Wiedereinstieg in die 
Sonderzahlungen 
(Weihnachts- und Ur-
laubsgeld) für alle Be-
amten (76) 

- fordert leistungsori-
entierte Entwick-
lungschancen (58) 
- Flexibilisierung der 
Laufbahnstrukturen 
(58) 
- Zielvereinbarungen 
und Leistungsprämien 
einführen (59) 
- Einrichtung eines 
Pensionsfonds zur 
Absicherung der Be-
amtenversorgung 
(10f., 59) 

- die unterschiedli-
chen Bedingungen 
von Angestellten und 
Beamten sind so aus-
zugestalten, dass 
eine Annäherung bei 
Arbeitsmodalitäten 
und Bezahlung er-
reicht werden kann 
(68) 
- Ziel ist ein einheitli-
ches öffentliches 
Dienstrecht (68) 

- Neueinstellungen im 
öffentlichen Dienst, 
vor allem in den Schu-
len (10, 38, 41) 
- Verbesserung der 
Arbeitszustände für 
Polizisten (40) 
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10. 
- mehr Einsatz für 
die Chancengleich-
heit beider Ge-
schlechter, z.B. 
Gleichstellungsge-
setz für die private 
Wirtschaft  

- besondere Berück-
sichtigung von Frauen 
bei Programmen für 
ältere Arbeitslose und 
Beschäftigte (26) 
- Förderung der Ver-
einbarkeit von Familie 
und Beruf (9, 35f.) 
- Flexibilisierung von 
Wochen- und Le-
bensarbeitszeit (36) 
- Gleichberechtigung, 
Chancengleichheit 
(36f) 
- Stärkung der Er-
werbschancen von 
Frauen und Verbes-
serung der berufli-
chen Gleichberechti-
gung (37) 
- umfassende Teilha-
be von Frauen in Füh-
rungspositionen (37) 
- Abbau der Einkom-
mensunterschiede 
(37) 

- Verstärkung von 
Wirtschaftsfördermaß-
nahmen, die auf die 
Schaffung von Ar-
beitsplätzen für Frau-
en zielen (23) 
- Landesverwaltung 
als Vorbild (23) 
- Frauen und Männer 
haben gleichermaßen 
das Recht auf Verwirk-
lichung ihrer Lebens-
entwürfe und auf 
selbstbestimmte Si-
cherung ihrer Existenz 
(42) 
- gute Vereinbarkeit 
von Erwerbsarbeit und 
Familienleben (43) 
- Förderung der Er-
werbsmöglichkeiten 
von Frauen (54) 
- Umsetzung des 
Rechtsanspruchs auf 
Teilzeitarbeit und Teil-
zeitausbildung (55) 
- Gleichstellung der 
Geschlechter in der 
Privatwirtschaft durch 
Vereinbarungen (55) 

- Verbesserung der 
Integration von Frau-
en in den Arbeits-
markt, der Gleichstel-
lung von Frauen und 
Männern sowie der 
Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf (2) 
- Erziehungsleistung 
soll stärker als Quali-
fikation gewertet wer-
den (23) 
- Programm zur För-
derung der Integration 
von Frauen in die Ar-
beitswelt (23) 

- Geschlechtergerech-
tigkeit schaffen (50) 
- Frauen müssen in 
Hochschulen auf allen 
Ebenen des Wissen-
schaftsbetriebs, in 
Leitungspositionen 
und Fächergruppen 
gleichberechtigt ver-
treten sein (36) 
- Wirtschaftsförderung 
an aktive Frauenför-
derung knüpfen (52) 
- gerechte Verteilung 
und gesellschaftliche 
Neubewertung von 
familiären Pflegeleis-
tungen (53) 
- Verbesserung der 
Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf (52) 

- Gleichstellung von 
Frauen zentrales The-
ma (5) 
- Quotierung, Gleich-
stellungsgesetz für 
die Privatwirtschaft, 
(14) 
- Arbeitszeitreduzie-
rung mit Entgeltaus-
gleich (17) 
- Frauenquoten im 
Öffentlichen Dienst 
einführen (16) 
- sinnvolle Qualifizie-
rungsprogramme für 
erwerbslose Frauen 
und verbesserte Mög-
lichkeiten für Berufs-
rückkehrerinnen, ins-
besondere für Allein-
erziehende (16) 
- Einrichtung eines 
Frauenministeriums, 
Einbeziehung von 
Gewerkschaften (16) 
- Gleichstellungsbe-
auftragte (16) 
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11. 
� offensive Klima-

schutzpolitik 
� Erschließung des 

Beschäftigungspoten-
tials regenerativer 
Energien 
� klares Bekenntnis 

zum Atomausstieg 
� ernsthafte Suche 

nach alternativen 
Endlagermöglichkei-
ten von radioaktiven 
Abfällen 

- Unterstützung der 
Gewinnung erneuer-
barer Energien und 
ihrer Erforschung (24) 
- Einsparen von E-
nergie, Erhöhung der 
Energieeffizienz und 
Nutzung erneuerbarer 
Energien (30) 
- technologieoffener 
und vernünftiger E-
nergiemix (31) 
- „Klimaschutzkonzept 
Niedersachsen“, „Um-
weltpakt mit der Wirt-
schaft“ (32) 
- Kernenergie als 
notwendige Über-
gangstechnologie 
(31) 
- Aufhebung des Mo-
ratoriums zur ergeb-
nisoffenen Erkundung 
des Salzstockes Gor-
leben, bei Eignung 
würde Niedersachsen 
die Lasten der Endla-
gerung übernehmen 
(32) 

- Klimaschutz als zent-
rales Handlungsfeld 
(62) 
- gezielte Förderung 
des Ausbaus erneu-
erbarer Energien (63) 
- Maßnahmen zur 
Energieeinsparung, 
Forschung zur Nut-
zung regenerativer 
Energieträger (63f) 
- „Klimaschutzpakt 
Niedersachsen“: im 
Dialog mit Gewerk-
schaften und anderen 
Energieerzeugung, 
Energieeinsparung 
sowie Energieeffizienz 
fördern und zukunfts-
sichere Arbeitsplätze 
schaffen (14, 63ff.) 
- Ausstieg aus der 
Atomenergie (62f) 
- keine weitere Erkun-
dung von Gorleben, 
solange nicht auch 
andere Standorte in 
das Verfahren einbe-
zogen werden (63) 

- Energiesparen, E-
nergieeffizienz und 
erneuerbare Energien 
fördern (8, 36, 37) 
- Klimawandel als 
Chance für Wachs-
tum und Arbeitsplätze 
(7f.) 
- Schaffung von Ar-
beitsplätzen durch 
eine innovative Um-
welttechnologie (34) 
- Energiemix, fairer 
Wettbewerb für alle 
Energieformen und -
anbieter (8, 35, 36) 
- mittelfristig kann 
nicht auf Kernenergie 
verzichtet werden (8) 
- ergebnisoffene Fort-
setzung der Untersu-
chung des Standortes 
Gorleben (37f.) 

- Klimaschutz ist 
Schwerpunkt (5-28) 
- Klimaschutz schafft 
Arbeitsplätze; Investi-
tionen in regenerative 
Energien (11) 
- Beschäftigungspo-
tenziale im Bereich 
der Wärmedämmung 
und Gebäudesanie-
rung nutzen (12) 
- Klima-Innovations-
Fonds einrichten (11) 
- Forschung zum Kli-
maschutz intensivie-
ren (10) 
- große Beschäfti-
gungspotenziale im 
Bereich der Wärme-
dämmung und Ge-
bäudesanierung (12) 
- Verzicht auf Atom-
kraft ist Gebot der 
Vernunft (13) 
- Salzstock in Gorle-
ben ist zur Endlage-
rung von radioaktiven 
Abfällen ungeeignet 
(6) 

- Energieeffizienz, 
erneuerbare Energie-
träger, nachhaltige 
Technologien, dezen-
trale Energiegewin-
nung und -versorgung 
fördern (26) 
- Energiekonzept für 
Niedersachsen aufle-
gen (28) 
- Landesprogramm 
für erneuerbare Ener-
gien und Stoffe (11) 
- schnellstmöglicher 
Ausstieg aus der 
Kernenergie (26) 
- Standort Gorleben 
fallen lassen (28) 
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12. 
� Unterstützung 

von konsequentem 
Eintreten gegen 
Rechtsextremismus 
durch das Land 
� Verbot der NPD 

und der Freien Ka-
meradschaften 

- keine expliziten 
Maßnahmen gegen 
Rechtsextremismus 
genannt 
- Verbot der NPD wird 
nicht gefordert 

- die konsequente Be-
kämpfung des 
Rechtsextremismus 
muss in allen Alters-
gruppen, auf allen 
gesellschaftlichen Poli-
tikfeldern und mit allen 
demokratischen Mit-
teln erfolgen (82) 
- Etablierung eines 
zentralen Ansprech-
partners im Innenmi-
nisterium zur Beratung 
von Bürgern und 
Kommunen (83) 
- konsequente und 
eindeutige Distanzie-
rung aller Parteien 
vom Rechtsextremis-
mus (83) 
- Vorantreiben eines 
NPD-Verbots vor dem 
Bundesverfassungs-
gericht (83) 

- Kampf gegen 
Rechts- und Linksex-
tremismus (51) 

- landesweites Infor-
mations- und Bil-
dungsprogramm ge-
gen Rechts auflegen ( 
63) 
- konsequente und 
eindeutige Distanzie-
rung aller demokrati-
schen Parteien vom 
Rechtsextremismus 
(63) 
- breite Bündnisbil-
dungen unterstützen 
(63) 
- Wiederaufnahme 
des NPD-
Verbotsverfahrens, 
wenn Voraussetzun-
gen für erfolgreiches 
Verfahren geschaffen 
sind (63) 

- Antifaschismus als 
Staatsziel in der nie-
dersächsischen Lan-
desverfassung veran-
kern (45) 
- Bildung eines antifa-
schistischen Arbeits-
kreises (45) 
- Erhalt und Siche-
rung aller Stätten von 
Verfolgung und Wi-
derstand (45) 
- Antirassismus-
Trainingsprogramme 
für Öffentlichen Dienst 
(45) 
- Unterstützung eines 
neuen Verbotsantrags 
gegen die NPD (45) 
- Verbot neofaschisti-
scher Organisationen 
(45) 

 


